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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1983 Ausgegeben am 2. März 1983 52. Stück

123 . Verordnung: Ausgabe von Scheidemünzen zu 20 Schilling „Burg Hochosterwitz"
124 . Kundmachung: Aufhebung einer Bestimmung der Zivilprozeßordnung durch den Verfassungs-

gerichtshof

123. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 15. Feber 1983 über die Aus-
gabe von Scheidemünzen zu 20 Schilling

„Burg Hochosterwitz"

Auf Grund des § 1 des Scheidemünzengesetzes
1963, BGBl. Nr. 178, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 118/1980 wird verordnet:

§ 1. Ab dem 15. März 1983 werden Scheidemün-
zen zu 20 Schilling mit der Abbildung der Burg
Hochosterwitz ausgegeben.

§ 2. Die Münzen sind aus einer Legierung von
920 Tausendteilen Kupfer, 60 Tausendteilen Alu-
minium und 20 Tausendteilen Nickel herzustellen.
Der Durchmesser der Münze hat 27,7 mm, ihr
Stückgewicht 8 g zu betragen.

§ 3. Für die äußere Gestalt der Münze sind die
Abbildung und folgende Bestimmungen maßge-
bend:

(1) Die eine Seite der Münze hat in einem qua-
dratischen Feld mit stumpfen Ecken auf vertieftem
blanken Grund die Zahl „20" und darunter das
Wort „SCHILLING" sowie das Prägejahr „1983"
mit in der Mitte der Jahreszahl angeordnetem Bin-
denschild zu zeigen. Die Umschrift hat „REPU-
BLIK ÖSTERREICH" zu lauten.

(2) Die andere Seite der Münze hat die Burg
Hochosterwitz, das Kärntner Wappen und den
Herzogshut sowie die Inschrift „BURG HOCH-
OSTERWITZ", „KÄRNTEN" und die Jahreszahl
„1983" zu zeigen.

(3) Beide Seiten sind mit einer erhöhten Randlei-
ste zu umrahmen. Der Rand der Münze ist glatt zu
gestalten und hat 19 Punkte aufzuweisen.

Salcher

124. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 18. Feber 1983 über die Aufhebung des
§ 57 Abs. 3 zweiter Satz der Zivilprozeßord-

nung durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 B-VG und gemäß § 64
des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl.
Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
dem Bundeskanzleramt am 14. Feber 1983 zuge-
stellten Erkenntnis vom 14. Dezember 1982,
G 74/81-8, den § 57 Abs. 3 zweiter Satz der Zivil-
prozeßordnung, RGBl. Nr. 113/1895, als verfas-
sungswidrig aufgehoben.

(2) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Kreisky
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